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654 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXVIII. GP 

 

Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie und Energie 

über die Regierungsvorlage (626 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Versorgungssicherungsgesetz geändert wird 

Hauptgesichtspunkte des Entwurfs: 
Das Versorgungssicherungsgesetz, BGBl. Nr. 380/1992, regelt die Bewirtschaftung von verschiedenen 
Waren- und Bedarfsgütern im Krisenfall und ermöglicht – so wie das 
Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1997, BGBl. Nr. 789/1996, und das Energielenkungsgesetz 2012, 
BGBl. I Nr. 41/2013, in den jeweils relevanten Bereichen – die Ergreifung von entsprechenden 
Maßnahmen. Allen drei Gesetzen ist gemein, dass sie den gesetzlichen Rahmen zur Bewältigung von 
außerordentlichen Krisenfällen bilden und erst durch die Erlassung entsprechender Verordnungen 
aktiviert werden können. Diese Verordnungen bedürfen der Zustimmung des Hauptausschusses des 
Nationalrates, die gemäß Art. 55 B-VG nur in Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder 
und mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gefasst werden kann. 
Das Versorgungssicherungsgesetz beinhaltet das gesetzliche Instrumentarium, um im Falle von 
(drohenden) Störungen der Versorgung, die mit marktwirtschaftlichen Maßnahmen nicht, nicht 
rechtzeitig oder nur mit unverhältnismäßigen Mitteln behoben werden können, die Bevölkerung und 
Unternehmen mit Produkten, welche im Anhang des Gesetzes geregelt sind, zu versorgen oder um 
allfällige völkerrechtliche Verpflichtungen umsetzen zu können. 
Als Störung der Versorgung wird eine wesentliche Verknappung des Angebots angesehen. Diese 
Verknappung des Angebots darf aber ihre Ursache nicht in einer saisonalen Verknappungserscheinung 
haben und auch nicht durch hohe Preise bedingt sein. Für die Auslegung des Begriffs „Störung der 
Versorgung“ ist auf die Wesentlichkeit und Bedeutung eines Produktes sowie ob Alternativangebote in 
Hinblick auf Ersatzprodukte und Ausweichmöglichkeiten vorhanden sind, abzustellen. 
Als „unmittelbar drohende Störung“ wird eine Situation mit einer potenziellen Gefahr, die sich 
aufzubauen beginnt, angesehen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, ob die Situation für einen längeren 
Zeitraum erwartet wird ohne Aussicht auf eine (rasche) Verbesserung der Lage. 
Eine Anwendung der Instrumente des Versorgungssicherungsgesetzes (etwa wie im Falle eines 
kriegerischen Konfliktes) war theoretisch möglich, aber bisher haben die Marktmechanismen ausreichend 
gegriffen. Mit Beginn der COVID-19-Pandemie und insbesondere durch den Angriffskrieg der 
Russischen Föderation auf die Ukraine mit den daraufhin erfolgten wirtschaftlichen Sanktions- und 
Gegenmaßnahmen verschärften sich Lieferkettenprobleme. 
Ungeachtet der funktionierenden Marktmechanismen wurde im Rahmen eines bundesweiten 
Krisengremiums (SKKM) die Notwendigkeit von staatlichen Eingriffen geprüft, wobei auch Übungen 
und Planspiele stattfanden. Dadurch wurden auch vermehrt Erfahrungen im Umgang mit 
Krisensituationen gesammelt. Diese Erfahrungen sollen in das bestehende Versorgungssicherungsgesetz 
eingebaut werden. Es wurden insbesondere Möglichkeiten zu Vorsorgemaßnahmen und Vorbereitungen 
für Lenkungsfälle vorgesehen. Weiters soll die Möglichkeit zur Vorratshaltung als Vorsorgemaßnahme 
im Versorgungssicherungsgesetz geregelt werden. 
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Kompetenzgrundlage: 
Die Regelungszuständigkeit des Bundes ergibt sich hinsichtlich des Art. I aus Art. 10 Abs. 1 Z 1 B-VG 
(„Bundesverfassung“) und hinsichtlich des Art. II aus der mit dem vorgeschlagenen Bundesgesetz neu 
erlassenen Kompetenzdeckungsklausel des Art. I. 
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Das vorgeschlagene Bundesgesetz kann mit Blick auf den vorgeschlagenen Art. I gemäß Art. 44 Abs. 1 
B-VG vom Nationalrat nur in Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder und mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. Gemäß Art. 44 Abs. 2 B-VG 
bedarf es der in Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder und mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen zu erteilenden Zustimmung des Bundesrates. 
 
Der Ausschuss für Wirtschaft, Industrie und Energie hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 7. Oktober 2026 in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter Abgeordneter Laurenz Pöttinger die Abgeordneten Barbara Teiber, MA, 
Michael Fürtbauer, Süleyman Zorba, Mag. Lukas Hammer und Mag. Paul Hammerl, MA sowie die 
Ausschussobfrau Abgeordnete Tanja Graf. 
 
Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf mit Stimmenmehrheit 
(dafür: V, S, N, dagegen: F, G) beschlossen. 
 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ausschuss für Wirtschaft, Industrie und Energie somit den 
Antrag, der Nationalrat wolle dem von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(626 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 2026 10 07 

 Laurenz Pöttinger Tanja Graf 
 Berichterstattung Obfrau 

www.parlament.gv.at


		2026-10-09T11:47:08+0200
	Parlamentsdirektion




